
 Rechtsfreie 

Der Verfasser ist Strafverteidiger in Berlin

einer nicht genehmigten Demonstration aus einer etwa 150 Personen umfassenden Menschenmenge,

Polizeibeamten H. und M. um sich geschlagen und getreten zu haben, wobei M. von einem Fußtritt
getroffen wurde...

Die Angeschuldigte hat eine hohe Freiheitsstrafe zu erwarten. Diese Straferwartung bestimmt sich

soll.

Angeschuldigte erkennbar, die Menschenmenge von vornherein das Ziel verfolgte, schwere
Ausschreitungen zu begehen... Es liegt daher nahe, daß gegen die Angeschuldigte auf eine

Verteidigung der Rechtsordnung die Vollstreckung der Strafe gebieten (§ 56 Abs. 3 StGB)...

Der Angeschuldigten wird nachzuweisen sein, daß sie die bewaffnete Auseinandersetzung mit der

Beschluß vom 22. 1. 1981 - 4 Ws 15/81 -, in der Strafsache gegen Rita M.

Drei Richter haben diesen Beschluß abgefaßt:

der Beisitzer Kubsch, weiland Vorsitzender der Staats schutzkammer beim Landgericht Berlin.
Ihr Beschluß heißt im Klartext: 
Wer Steine schmeißt, bekommt aller Voraussicht nach mindestens zwei Jahre Freiheitsstrafe; da

denn: 

sucht die bewaffnete Auseinandersetzung mit der Polizei.
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Das unmittelbare Ergebnis dieses Beschlusses war: Rita M. mußte wieder in die Haftanstalt. In der
Vorstellung von Polizei und Justiz hat sich die Geschichte wahrscheinlich so abgespielt: Am Abend
des 12. Dezember 1980, gegen 18.00:

Uhr, begab sich Rita M. auf die Suche nach der bewaffneten Auseinandersetzung mit der Polizei. Die

tbusser Tor in Kreuzberg zu finden. In der Tat - so war es. Dennoch gestaltete sich die Suche der Rita

erreichen, weil sie stundenlang vor Polizeibeamten fliehen mußte. Endlich, kurz nach halb zehn am

man ihr den Haftbefehl, ein Vordruck, in dem das meiste schon geschrieben stand.

Auch »die Tat« war vorgedruckt: »Der/Die Beschuldigte warf aus einer Gruppe von Demonstranten

unmittelbar darauf festgenommen werden.«

sollte.

beantragte, dieser Beschwerde eine aufschiebende Wirkung zu geben, also Rita M. in Haft zu lassen,

nicht.

Insgesamt gab es in jener »ersten« Nacht - 12./13. Dezember 1980 - 58 Festnahmen. Es waren 18

Untersuchungshaft.

Landgerichts Berlin die Beschwerde der Staatsanwaltschaft gegen ihre Haftverschonung im

als mittleren oder gar oberen Bereich des gesetzlichen Strafrahmens zu suchen, andererseits hat die

geschaffen, daß sie sich unter der Drohung sonstiger Wiederverhaftung dem Verfahren nicht zu
entziehen gedenkt.«

mittleren Bereich< des Strafrahmens liegt... angesichts des widersetzlichen Verhaltens der
Angeschuldigten entgegen der Auffassung des Beschwerdegerichts m. E. nicht erkennbar« seien.

Auffassung der Staatsanwaltschaft lasse sich »nach hiesiger Ansicht kaum mit der Tatsache der
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Logik im Verhalten der Staatsanwaltschaft:

Elisabeth R., nicht vorbestraft, festgenommen 12. 12 1980. Vorwurf: mindestens 1 Steinwurf

Polizeibeamte. Am 13. 12. 1980 auf Antrag des Staatsanwalts Blombach Haftbefehl, jedoch

Antje B., nicht vorbestraft, festgenommen 12. 12. 1980. Vorwurf: ein Steinwurf gegen
Polizeibeamte. Am 13. 12. 1980 Haftbefehl ohne Haftverschonung. Am 22. 12. 1980

Peter F., nicht vorbestraft, festgenommen 12. 12. 1980. Vorwurf: ein Steinwurf gegen
Polizeibeamte. Am 13. 12. 1980 Haftbefehl ohne Haftverschonung, am 23. 12. 1980
Haftverschonung, jedoch Entlassung durch Beschwerde der Staatsanwaltschaft verhindert.

verurteilt und entlassen.

werden.

Strafkammer im Fall von Rita M., ein wenig Logik, ein wenig Strafprozeßordnung, ein wenig
Auf-den-Menschen-Sehen, in die richterliche Behandlung der »Krawalle« einfließen zu lassen, schlug
vorerst fehl.

jener eingangs zitierten Entscheidung vom 22. 1. 1981 aufgehoben.

Rita M. hatte diese Entscheidung noch nicht zugestellt bekommen. Da erfuhr sie, daß das

stellte.

Rita M. erschien mit ihrem Verteidiger auf dem Polizeirevier und wurde verhaftet. Der Haftbefehl

wie er nun die Fluchtgefahr 

gestellt hatte, ließ er unbeantwortet. Statt dessen nur die Bemerkung, es habe ja doch keinen Sinn, Rita

drin.

Wer hier die Frage stellt, wie denn jemand noch eindeutiger beweisen soll, daß er nicht zu fliehen

Fluchtgefahr dort erlassen werden, wo offensichtlich keine Flucht beabsichtigt ist. Wer wird sich denn
von irgendeinem dummen Paragraphen aufhalten lassen, in dem steht, daß ein Haftbefehl Fluchtgefahr

verteidigen?
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Am 2. Februar 1981 unterwarf sich auch die 4. Strafkammer des Landgerichts Berlin den

Hinweis auf die Entscheidung des Kammergerichts, die Haftfortdauer gegen Rita M. Erst als Rita M.

50000,- Kaution anbot, erst, als ihre Eltern eidesstattlich versichert hatten, daß sie dieses Geld auch

freien Fuß zu setzen.

der Polizei melden, 50000,- DM Kaution, Personalausweis und Reisepaß eingezogen. Am 21. April
1981 wurde Rita M. wegen schweren und einfachen Widerstandes zu zehn Monaten Freiheitsstrafe

damals 21 Jahre alt, Studentin der Germanistik und Sozialkunde, damals im 6. Semester, nicht
vorbestraft. Wenn dieser Staat diese Frau nicht schon im Dezember 1980 verloren hatte, so hat er es
jetzt. Er hat sie auch nicht verdient.

Das Beispiel der Rita M. zeigt, welche Wirkung der Beschluß des Kammergerichts vom 22. Januar
1981 von Anfang an hatte. Es zeigt aber auch, welche Grenzen diese Wirkung bisher hatte. Rita M.

sein.

Schon die Staatsanwaltschaft hat von jenem Kammergerichtsbeschluß keineswegs auf breiter Linie
Gebrauch gemacht. Sie hat durchweg niedrigere Strafen beantragt, als in jenem Beschluß
»vorgesehen« waren. Sie hat auch nicht etwa sofort nach Erlaß dieses Beschlusses die umgehende
Verhaftung all derer beantragt, die man zuvor zwar festgenommen hatte, aber dann wieder laufen ließ.

kaum eine andere Schlußfolgerung zugelassen als die, daß es der Staatsanwaltschaft eben nicht um

Politik, die Unruhe schaffen und erhalten sollte - gegen die Politik des damaligen »sozial-liberalen«
Senats von Berlin.

zu lassen, als sie instand zu setzen und bewohnbar zu erhalten. So wurden sie »instandbesetzt«. Der

mahnend den Zeigefinger und wies darauf hin, daß Instandbesetzung Hausfriedensbruch und damit

Wohnungssuchende in Berlin, immerhin gab es Hunderttausende in Berlin, die schon in den Genuß
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der offiziellen Wohnungsbau- und Sanierungspolitik gekommen waren. Kaum noch bezahlbare

relativ billigen Altbauten, die Zerschlagung gesellschaftlichen Zusammenlebens im alten Kreuzberger

nichts unternommen hatte -, das konnte der Senat schlecht abstreiten. Und da er andererseits auch kein
Konzept in der Hand hatte, wie der Wohnungsnot nun ganz schnell Einhalt geboten werden konnte,

So ließ man im Jahre 1980 rund 20 Hausbesetzungen mehr oder weniger kommentarlos
»durchgehen«. Es war Anfang Dezember 1980, als der Senat meinte, endlich einen gangbaren Weg

worden, die im wesentlichen folgende Punkte umfaßte:

modernisiert werden sollte. 

Herstellung der Winterfestigkeit, Inbetriebnahme der Heizungen und Brennstofflieferungen, an

bereitgestellt werden. 

Lebensformen - »insbesondere Instandsetzung und Modernisierung« - zu praktizieren. 

ausgehandelt werden. 

zuvor die Modernisierung finanziell gesichert 

Hausfriedensbrechern in Verhandlungen einzutreten, und so was tut man eben nicht, auch wenn man
dazu gezwungen ist. Also fand man einen Ausweg: Die Verhandlungen mit den Besetzern sollten vom

einem Erbpachtvertrag.
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nunmehr an die Instandbesetzer wenden und diesen die Angebote des Senats - quasi als eigene

Kreuzberg.

besetzen.

verfallen ließ, damit es endlich einen unbewohnbaren Zustand erreichen sollte, in dessen Folge man
eine Abrißgenehmigung zu erhalten hoffte, um schließlich mit dem Neubau teurer Wohnungen und

Aufsichtsrats der GSW: Horst Lekutat, Senatsrat.)

Die GSW hatte auch weder einen Strafantrag gegen die Besetzer gestellt noch die Polizei um

Uhr.

Um 17..30 Uhr hatten sich - nach Polizeiangaben - 30 bis 40 Personen vor dem Haus Fraenkelufer 48
versammelt. Um 17.45 Uhr wurden in den Straßen rund um dieses Haus die ersten Barrikaden gebaut,
flogen die ersten Steine gegen Polizeifahrzeuge. Um 18.10 Uhr begann die Polizei, die Barrikaden zu

angewachsen.

Der weitere Verlauf des Abends war gesichert. Horst Schattner, 60 Mietervertreter im Bereich
Fraenkelufer, auf einer Pressekonferenz am 15. 12. 1980:

Marsch! <, und dann zogen sie los mit ihren Schildern wie die

sie nach sieben Uhr in Richtung Kottbusser Tor trieb, offensichtlich meinte die Polizei, dort sind die
Scheiben zum Zerschlagen, und sie haben ja recht gehabt...

wird.
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also dabei, eine Scheibe nach der anderen zu knacken bei den Banken. Kein Polizist zu sehen. Ja, und
dann hat wohl die Einsatzleitung am Carl-Herz-Ufer das mitbekommen, wie bedrohlich die Sache ist,
und dann hat sie ihre Polizeimacht hingeschickt: Ein Funkwagen mit zwei Beamten drin! Und die
stellten sich dann auf. Ich find, das war eine Provokation der Polizei gewesen, genau vor das
Hochhaus an der Kottbusser Straße Nr. 1, vor einer kaputten Scheibe, da, wo es am hellsten war, wo
alle Demonstranten waren. Und der stellte sich also dort hin, wo es am hellsten war, dann stiegen die
beiden Beamten aus, diese Hirnis, und haben den Wagen leer stehen lassen. Ja warum denn - damit
man ihn umkippt. Da hatte die Polizei ihr umgekipptes Fahrzeug...«

Polizeifunk - im Kreuzberger Jargon »Radio Krawall« -, Zeitraum ca. 19.00 Uhr bis 21.00 Uhr; 
Ausschnitte:

Sinus 4 von Sudan 1. Ich schlage vor, bei dieser Lage, daß wir uns in keine Konfrontation mit

Stunde liegen bleiben. Wenn die keinen Gegner haben, das heißt also wir, dann werden die sich
auch irgendwann wieder beruhigen. 
Sudan 2 von Sinus 4 
Sudan 2 
Wie ist die Lage mit den 80 Personen unten Skalitzer/Ecke Admiralstraße? 

Zivilleute machen. 
Gut. 

uniformierte, ankommen. Bei denen, die durchgefahren sind, vor wenigen Minuten, da wurden
sie schon aggressiv ... Die Stimmung dort ist, ja, wie soll ich sagen, Krisenherd, es kann also
jeden Moment knallen, die warten nur drauf... 
Iltis 181: vor der Commerzbank steht ein Funkwagen, es ist sehr unvorteilhaft, daß der da steht.
Die seh’n das bereits, das is ’n Funkwagen. 

Lagedienst mit, die Sache eskaliert. 
Sudan 2 von Iltis 181. 
Sudan 2. 

kaputtmachen...«

Polizeifunk, etwa 1.30 Uhr: »53121. Außerdem ist das Ding doch leer, da sind doch gar

am 15. 12. 1980; Werner Orlowsky, Drogeriebesitzer am Oranienplatz/Kreuzberg, Mietervertreter und
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kein Fenster mehr drin. Da ’ne Stange Zigaretten rausgeholt, das tut denen nicht weh, und mir hilft’s

Situation ist so etwas wie eine Eigendynamik mit im Spiel. Ich will damit sagen, die einseitige

nicht.«

Feuerwehrleute.

Polizeifunk, ca. 2.00 Uhr:

»... da ist ein Demonstrant von Polizeiwagen angefahren worden... verbuchen wir das ganze Ding
unter Verkehrsunfall, oder erstmal einfach: verletzte Person.

Uns is det eijentlich relativ egal...«

Wer am 13. Dezember 1980 und an den Tagen danach die Berliner Tageszeitungen einigermaßen

1980 unter Berufung auf einen Polizeibericht, die Verhinderung der Besetzung eines Hauses durch die
Polizei gewesen - des Hauses Admiralstraße 18. Erstam14. und15. Dezember1980begannensichdie
Zeitungen auf eine neue Version zu einigen: die Besetzung des Hauses Fraenkelufer 48 sei verhindert

worden. »Tagesspiegel« und »Spandauer Volksblatt« vom 14. 12. 1980: Die Auseinandersetzungen

hatte«.

am Abend des 12. 12. 1980 vor diesem Haus Wache gestanden, niemand wußte, warum.

stellte sich heraus, daß es kein Irrtum war, sondern eine gezielte Falschmeldung: Der »Abend« brachte
sagte:
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genau dieses ein Objekt sein sollte, das man in Verhandlungen solchen Leuten anbietet, die ihrerseits
zeigen wollen, daß man mit eigenen Mitteln ein solches Haus durchaus wieder instand setzen und

entziehen...«

Bausenators zur friedlichen Regelung des Problems der >Instandbesetzer< zu vereiteln«. Der

anzubieten.

Freitagabend verhindern wollten«.

der SPD, Anti-Vietnamkriegs-Demonstrant 1968 - in das gleiche Horn. Am 16. 12. 1980 gab er dem

>Instandbesetzer< - als Ersatzprojekte - angeboten werden sollten. Und genau dies war ein solches
Haus. Es sollte in der provokatorischen Absicht besetzt werden, ganz gezielt Kompromisse

ein finsterer Heuchler und schamloser Provokateur.«

Instandbesetzer die Straßenschlachten vom 12. Dezember provoziert hatten, um die friedlichen

Polizeibeamten in den bisherigen Verfahren, alle Akten belegen, daß es ausschließlich um das
Fraenkelufer 48 ging.

jugendliche, Personen, ein leerstehendes Haus am Fraenkelufer in Kreuzberg. Es war die

des Hauses ist die GSW, die bisher keinen Strafantrag gestellt hat.«
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 Warum also griff die Polizei ein? 

Besetzer bedroht gewesen. Dagegen ist nur eine These denkbar, die sich zwanglos ergibt, wenn man

nach jenem 11. Dezember, an dem der Senat seine Konzeption mit der Arbeiterwohlfahrt

sich bietenden Gelegenheit kaputtzumachen.

das besonnene Sitzen am Verhandlungstisch geeignet ist.

ablaufen und nicht anders. Jeder hat es gewußt, auf beiden Seiten: der Krieg wird da sein, wenn ein

sich darauf verlassen.

voran die CDU, die Polizeigewerkschaft im Deutschen Beamtenbund, die politische Abteilung der
Staatsanwaltschaft beim Landgericht Berlin - mit einem Wort die Reaktion. Das Stichwort, um das

besonders dort - gab, die dort wuchsen, und die es nicht geben durfte.

Darin waren sie sich noch mit der anderen Fraktion einig: auch der Senat, die SPD und FDP, die

wollten das verhindern. Die Frage war nur wie? Das Ausmaß ihres Engagements dabei wird kaum

sieht. Ganz offensichtlich sehen beide »Fraktionen«, die »Falken« wie die »Tauben«, das Problem
recht.

Denn in der Tat markieren die Hausbesetzungen nur eine - allerdings wesentliche - der Fronten, an
denen das hierzulande herrschende wirtschaftliche und politische System gegen seinen Untergang zu

Profite und Ausbeutung menschlicher Arbeitskraft orientierten Gesellschaftsordnung Menschen

aber in Ansatz und Richtung dennoch klar erkennbaren Ideen von Inhalten und Organisation ihres

Schach zu halten, die unter den obwaltenden gesellschaftlichen Strukturen immer mehr und immer
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wird es dort, wo Menschen nicht mehr die vorgegebenen »legalen« Wege beschreiten, sondern sich
auf ihre eigene Kraft besinnen und diese unmittelbar einsetzen. Das, was so gern als »neue
Jugendbewegung« bezeichnet und verharmlost wird, hat in wichtigen und breiten Bereichen diesen

Instandbesetzerbewegung, die offenbar eine besondere Kraft zu entwickeln vermag. Sie muß sich

Protest gegen die Wohnraumvernichtungspolitik der letzten 20 Jahre. Aber sie sind noch viel mehr:

in der Zwei-Zimmer-Neubau-Sozialwohnung ebensowenig vorstellbar wie die Entwicklung

die bestehenden Gesellschaftsstrukturen zu erhalten, haben das Problem, sehr wohl erkannt. Ihre

Staat bringen wird. Sie haben die Institute, die Statistiken, die Zahlen, die Prognosen. Sie wissen, daß
der Fortschritt der Automation im Produktionsprozeß nicht aufgehalten werden darf, wenn das System

zwar darauf eingerichtet ist, eine gewisse Zahl von Arbeitslosen am Leben zu erhalten und zu
finanzieren, daß aber die Regeln, nach denen gesellschaftlich erarbeiteter Reichtum hierzulande

Jahren noch werden, einen auch nur halbwegs annehmbaren Lebensstandard zu garantieren. Profite
werden privat eingestrichen, Verluste werden sozialisiert und von allen gemeinsam bezahlt. Aber das

sie braucht Subventionen (gerade in Berlin). In Berlin sind der Steglitzer Kreisel, das
Kudamm-Karree, das Neue Kreuzberger Zentrum, die Garski-Pleite Landmarken dieser Entwicklung.

will.

Das ist die »Gefahr«, mit der sich Politiker und Unternehmer konfrontiert sehen. Daß die Menschen in

Funktionieren dieses Systems begreifen.

Wem seine alte Wohnung in Kreuzberg gewissermaßen unter dem Hintern abgerissen wird, wer aus
seiner vertrauten

noch seinen Job verliert, weil der Chef genug Subventionen eingestrichen hat oder weil eine neue
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Arbeitsplatz, eine Lehrstelle gar nicht erst findet und seine Zeit mit Alkohol, Heroin und

Arbeit suche, werde sie auch finden, wer keine habe, sei arbeitsscheu - der wird irgendwann wie von
selbst begreifen, was der neue amerikanische Außenminister meint, wenn er sagt, es gebe wichtigere
Dinge als den Frieden.

Verlaß.

Der Druck, den diese Gesellschaftsordnung auf den sogenannten »Freizeitbereich« der Menschen legt,
ist gewaltig - er muß es sein, weil gerade hier die Menschen nicht ohnehin so stark unter Kontrolle
und Druck stehen wie im Arbeits- und Produktionsprozeß. Kein Wunder also, daß gerade in diesem
Bereich sich die ersten alternativen Kulturformen entwickelt haben, daß sie gerade hier kaum zu

Kabarett-Gruppen, die Hunderte von Punk- und New-Wave- oder Blues- und Folkmusic-Bands allein
in Berlin, die Funks in den Straßen - lebende Happening-Kunstwerke von eigener Hand -, die

daß die Menschen sich in ihrer Arbeit artikulieren.

Wenn der Typ aus dem besetzten Haus um die Ecke sich im Punkschuppen »SO 36« in der
Oranienstraße an seiner Gitarre abarbeitet, sich in Schweiß spielt, die Technik seines Instruments

ist.

wenn er aktiv Schaden stiftet, raus aus der »scene«, das ist mehr als genug »Strafe«.

Georg-von-Rauch-Hauses 1971, benannt nach dem kurz zuvor erschossenen Genossen, der zu den

Menschen selbst gemacht, von ihnen selbst entwickelt, auf ihren eigenen Erfahrungen, Erfolgen,
Niederlagen und Fehlern aufgebaut, laufen in eigener Regie, sind nicht von anderer Seite
vorgezeichnet. Vor allem werden sie von Leuten gemacht, die, anders als die Studenten von 1968,

Leute, denen die herrschende Ordnung nichts bieten kann und nichts bieten will - und die sich selbst

noch mit dem Angebot eines guten Platzes in dieser Gesellschaft - beim »Marsch durch die
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zugedacht hatten, radikal zu brechen.

Ganz allgemein kann man beobachten, daß immer mehr Leute erkennen, daß ihr Risiko

sich dagegen wehren. Mit dem Strom schwimmen heißt - und das wird immer leichter einsehbar,
sehenden Auges in die radioaktive und sonstige Verseuchung, den atomaren und sonstigen Krieg, in
die materielle und seelische Verarmung hineinzutreiben. Sich wehren heißt: riskieren, daß man
zusammengeschlagen wird, riskieren, daß man verhaftet wird, riskieren, daß man seinen Job verliert
(aber was verliert man da schon...), riskieren, daß man weniger Geld hat (aber man kann lernen,
weniger zu brauchen), riskieren, daß man an sich und an den Bedingungen ringsherum scheitert (aber
das riskierst du auf der anderen Seite der Barrikade genauso), riskieren, daß die »gute Gesellschaft«
dich ausschließt und beschimpft (aber es ist nicht wichtig, sich einen Platz in dieser Gesellschaft zu
erobern, sondern diese Gesellschaft so zu gestalten, daß man auch einen Platz in ihr haben will).

Tendenzen, gewiß - aber davon, daß es sie gibt, daß man an ihnen arbeiten kann, lebt die »scene«.

Eine Freundin, eher im Bereich althergebrachter kommunistischer Vorstellungen angesiedelt, fragte

schließlich die »Kohle« vom Sozialamt, sie erwarteten schließlich ihr Arbeitslosengeld, es gebe
schließlich Bereiche, in denen sie die »Wohltaten« der herrschenden Gesellschaftsordnung in

das Maß an noch notwendiger Lohnarbeit - nicht Arbeit, sondern Lohnarbeit! - zu reduzieren und alle
mußten.

Wenn die »scene« Geld vom Sozialamt oder vom Arbeitsamt nimmt, so holt sie sich, was ihr nach

uns, was uns zusteht, wir nehmen es uns, wenn man es uns nicht freiwillig gibt. Der gemeinschaftliche
Ladendiebstahl der Wohngemeinschaften am Wochenende bei Karstadt oder Hertie ist ebenso

Verbotenes - ja. Aber wer verbietet denn da? Wer nimmt sich das »Recht« dazu? Doch dieselben, die

verwalten, zu verbrauchen und zu verteilen. Aber Verbote dieser Art sind moralisch uninteressant. Sie

Krieg.

Wenn selbst gutwillige Eltern meinen, diese Haltung sei Schmarotzertum, sei unsozial, sei

Schmarotzer in dieser Gesellschaft stets die »Upperten«, die am besten angesehenen Mitglieder

Leben geschuftet, damit es euren Kindern einmal besser geht. Warum seid ihr dann so gereizt,
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ihnen besser gehen kann und besser gehen soll? Warum besteht ihr dann gerade in diesem Augenblick
darauf, daß eure Kinder durch den gleichen Dreck waten so)len, der euer Leben kaputtgemacht hat?
Warum steht ihr nicht zu eurem Wort, warum steht ihr nicht dazu, daß eure Leistungen euren Kindern
zugutekommen sollen, warum steht ihr nicht an der Seite eurer Kinder, wenn diese versuchen, sich die

haben?

Kreuzberg zu tun haben - was das ist, die »scene« rund um die Instandbesetzer in Kreuzberg. In
diesem Stadtteil sammelt sie sich, in diesem Kreuzberg, das vor 20 Jahren die erste Sanierungswelle

Wunden im Stadtbild des alten Kreuzberg sind - eine Sanierung, deren: Sinn nicht nur in den hohen
Profiten der Bauwirtschaft lag, sondern zugleich auch in der Zerschlagung eines alten Arbeiterviertels,

vom Elternhaus, nach eigenem Wohn- und Lebensraum, resignierte Menschen verschiedenster
Herkunft dazu, die ihre Ohnmacht in Alkohol und Drogen zu ersticken versuchten. Sie alle mischten

Jahrzehnten hier lebten und an diesen Vierteln hingen. Aus dieser Mischung entstand neues Leben im

extensiv auf der Straße gelebt wie hier, kaum irgendwo ist das Leben - zwischen trostlosen

Touristenbusse hier durchfahren.

Und doch ist es nicht leicht, das so darzustellen, daß man es begreifen kann. Begreifen - das ist ein

mitbestimmen.

Heroin abzusetzen, gegen das die »scene« sich wehrt und auf das doch immer wieder welche

der Seite der deutschen Freaks. Man wird die Beschreibung der »scene«, die ich versucht habe,
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wachsen, sondern mit der Frage, was man dagegen tun kann, ob und wie man das noch in den Griff
bekommen, wie man die Faszination brechen kann, die diese »scene« auf immer mehr Menschen ganz

und er ist gezwungen, diese Herausforderung ernster zu nehmen, als die von 1968. Damals sah er
seine Gegner weitgehend auf sich fixiert, gegen den Staat anrennend, ihn zu Reaktionen zwingend,
von ihm etwas fordernd. Heute ist es schlimmer: Eine nicht mehr gering zu achtende Anzahl von
Menschen, die sich aus viel mehr sozialen und geographischen Gruppen zusammensetzt als die

einzugreifen, wo die wirklichen Interessen dieser Menschen liegen: in der Gestaltung ihres eigenen
Lebens. Diese Menschen haben keine Fragen mehr an diesen Staat, sie erwarten keine Antworten von

Auguste ausgelacht, wenn sie nur ihre Pflicht tun und auswendig gelernte Formeln der Rechtfertigung

Pflicht tun.

Und man ist bereit zuzuschlagen, wenn sie direkt angreifen und man eine Chance zur Verteidigung

verantwortlich.

Noch sind die Freaks der »scene« eine Minderheit. Aber Peter Glotz hat schon vor Jahren gesagt, es

Richtig aber ist: Sie sind es, die faszinieren, sie geben ganz offenbar Beispiele, die andere anziehen.
Und sie sind kaum kontrollierbar, sie sind kaum organisiert, sie hocken zu Hause wie andere auch und

Einheiten, sie erhalten keine Mark aus Moskau, und ihre Theoretiker heißen Gerhard Seyfried und die
Drei Tornados, und die machen Comics und Kabarett.

»Gemeinsam sind wir unfaßbar!«

»Gemeinsam sind wir 

kann nicht zulassen, daß in seinem Schoß auf breiter Ebene die Aussicht auf eine Alternative zu
wachsen beginnt.

Die Sozialliberalen versuchen - von Ausnahmen in der eigenen Fraktion einmal abgesehen -,
vorsichtig an das Problem heranzugehen. Sie wissen, daß sie irgendwann gezwungen sein werden, hart
durchzugreifen. Aber sie wissen auch, daß zu harte Konfrontation mit so vielen Menschen, und vor

versuchen sie zu spalten, reden von Selbstkritik, von vielen jungen Menschen, denen es ja wirklich um
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man den jungen Leuten auch ruhig Zeit geben, sich zu besinnen, wolle man sich dieses Konzept auch

Instandsetzungen anbieten (die dann allerdings die großen Sanierungsgesellschaften erhielten).

verlaufen.

Das Leitmotiv der anderen Seite, der CDU, der Springer-Presse, der Polizeigewerkschaft, der
Staatsanwaltschaft mit ihrer politischen Abteilung dagegen war: den Alternativen keine Zeit geben,
sich zu entwickeln, keine Luft lassen, sich zu artikulieren; auf breiter Front zuschlagen, solange noch

Widerstand.

Demonstration, daß man sie auch nicht braucht. Man hat ja die Macht. Diese Politik stellt die
Menschen ganz offen vor die Alternative, entweder zu resignieren, oder zu anderen, weitergehenden
Mitteln zu greifen. Diese Politik riskiert ganz offen, daß der Gedanke auftaucht, sich ebenfalls zu 
bewaffnen.

zu haben und dazwischen zu ballern!«?

In der Nacht vom 25. zum 26. Juni 1981, in Kreuzberg, am Rande der Straßenschlacht, sagt ein erst

den ersten Stein seines Lebens geworfen.

jeder

Angst davor hat, Gewalt ausgesetzt zu sein, daß nur wenige, mit denen man fertig werden wird - und

werden.
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Lagerfeuer mit Wein und Gesang auf dem Oranienplatz ein. Ergebnis: Straßenschlacht - ein andres
Mal gegen eine Radfahrerin, die abends ohne Licht angetroffen wurde - Ergebnis: Straßenschlacht.

Haftbedingungen in den Hochsicherheitstrakten, zu denen Leute wie der Rechtsprofessor Ulrich Klug,
ehemals Justizsenator in Hamburg, gesagt haben: schnellstens wieder abschaffen.

Im Herbst 1980 erhielten die damaligen »legalen« Ansprechstellen auf seiten der Hausbesetzer, vor

Oberhand gewinnen.

gegen das besetzte Haus in der Luckauer.Straße 3, wegen des Verdachts einer Vielzahl von Straftaten,

Verdacht der Bildung einer kriminellen Vereinigung - man munkelte von elektrisch aufgeladenen

weigerten sich: Sie wußten, daß die Durchsuchung aller Voraussicht nach zum Krieg mit der »scene«

Ereignissen stand. Sie versuchten, die Staatsanwaltschaft hinzuhalten. Aber die begann, recht

drohen, wegen des Verdachts der Strafvereitelung. Inzwischen, 1981, sind diese Verfahren auch
worden.

ihm nicht, schon gar nicht die in Kreuzberg stationierten. Gerade die - nicht alle, aber doch ein

Kreuzberg.
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Am 13. Februar 1978 soll Werner N. in der Reichenberger Straße in Kreuzberg Polizeibeamte, die
wegen einer Verkehrsordnungswidrigkeit seine Personalien feststellen wollten, mit Worten wie

N. bestritt, derartiges gesagt zu haben. In der Hauptverhandlung am 24. Oktober 1978 fragte sein

Personalien konnten wir nicht feststellen.« Verteidiger: »Warum denn nicht?« Der Beamte: »Ja,
wissen Sie, die nahmen eine feindselige Haltung ein. Wissen Sie, wir sind in Kreuzberg nicht sehr 
beliebt...«

O ja, das trifft wohl zu. Daß die Polizei in Kreuzberg nicht sehr beliebt ist - eine eher freundliche

altes Arbeiterviertel ist, daß jetzt dort wieder eine Menge Leute wohnen, die den Staat, dessen Gewalt

nette Polizeibeamte auch in Kreuzberg. Aber dennoch scheint es immer wieder zu bestimmten Zeiten,

Kreuzberg, weshalb auch immer, festgenommen wird, der wundert sich im allgemeinen nur dann,
der:

»Wanne«, im Mannschaftswagen, oder im Revier, meist von mehreren Beamten zugleich.

eine stereotype Aussage parat: Der Betreffende hat Widerstand geleistet, es mußte »einfache

ausgerutscht und mit dem Kopf gegen die Wand gefallen, nicht wahr, oder er ist auf der Treppe zum
Revier gestolpert und dabei auf die Stufen geschlagen.

Man hat in Kreuzberg seine Erfahrungen mit der Polizei. Man weiß in Kreuzberg, was die Polizei von

sechs Beamte stehen davor, »was machen wir nun mit dem?«, und einigen sich offenbar darauf: Wir
sagen, der hat einen Stein geworfen.

habe anders ausgesehen. Drei Bekannte von Peter R. sagen aus, zumindest an einem der fraglichen
Tage sei Peter R. anderswo gewesen.

Er sei ganz sicher, es war Peter, R. In einer Verhandlungspause auf dem Flur vor dem Gerichtssaal
sagt Sch. zu seinen beiden Kollegen: »Das war ja nicht wie abgesprochen!« Peter R. wurde

hat Bedenken nahegelegt.« Am 28. 4. und am 3. 6. 1981 sind zwei andere angebliche Steinwerfer
bereits aufgrund der Aussagen dieses Zeugen

Sch. verurteilt worden. Weitere Auftritte des Herrn Sch. stehen bevor.
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Eine Kette von Provokationen, eine Kette von Versuchen, die Instandbesetzer zu reizen,
kennzeichneten das Verhalten der Polizei im Jahre 1980. Stets waren Springer-Presse,
Polizeigewerkschaft und CDU zur Stelle, um jeden kleinsten Vorfall aufzublasen zur Bedrohung des
Rechtsstaats, um jede auch nur halbwegs gelungene Provokation als Druckmittel gegen den Senat
einzusetzen, ihn aufzufordern, endlich »Maßnahmen« zu ergreifen.

wie eine diplomatische Anerkennung. Mußten sie das nicht verhindern? War nicht dies der Punkt, an

die polizeiliche Falschmeldung, es sei um die Admiralstraße 18 gegangen - lassen diese Vermutung

des Polizeieinsatzes vom 12. 12. 1980 war, die Verhandlungsabsichten des Senats zu torpedieren,

verpuffte. Der Druck auf die Situation mußte erhalten bleiben. Man wußte: Die Besetzer konnten eine

nicht ruhig zusehen. Sie mußten auf die Straße. Und man wußte: ebensowenig konnten die Besetzer
zusehen, wie viele von ihnen und viele Freunde und viele Unschuldige in den Haftanstalten
verschwanden, nachdem die erste große Schlacht gelaufen war. Die Besetzer mußten auf der
Freilassung der Inhaftierten bestehen; sie mußten sie zur Vorbedingung jeder

Senat wußte das auch. Und so setzte sich der damalige Justizsenator Meyer an sein Telefon und rief

Haftverschonungen, er legte Beschwerden dagegen ein, und er beantragte, diesen Beschwerden
aufschiebende Wirkung zu geben. Er holte sich Hilfe bei einigen Strafkammern des Landgerichts und
zuletzt beim Kammergericht.

diskutiert werden.

vertreten, die wenig mit der Strafprozeßordnung, aber viel mit dem Boykott der Senatspolitik zu tun

beruhigen.
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Symptomatisch war der Fall des besetzten Hauses in der Luckauer Straß 3: In der zweiten

diese um Vermittlung: Sie sollten erreichen, daß die Besetzer in der Luckauer Straße einer
»Begehung« des Hauses durch zwei Beamte des Innensenators zustimmten. Ziel dieser »Begehung«

»Begeher« sollten einen Bericht schreiben und bei der Staatsanwaltschaft als Zeugen aussagen.

Durchsuchung - grotesk eigentlich, denn bei welcher Durchsuchung sollte denn noch etwas zu finden

sich darauf, daß eine »Begehung« durch einen »neutralen«, der Kirche verbundenen Rechtsanwalt und

wurde - sollte. Aber die Besetzer der Luckauer Straße 3 tricksten den Senat und die Staatsanwaltschaft

es. Und die Staatsanwaltschaft konterte mit Ermittlungsverfahren gegen Innensenator Dahrendorf und

beschuldigen. Zweimal, bei der Obentrautstraße 44 und beim Fraenkelufer, scheiterten diese Versuche
allerdings: die Richter verweigerten entsprechende Haftbefehle. Erst beim Herrnhuter Weg klappte es,

Kreuzberg, eines klassischen Spekulationsobjektes, das tadellos in Ordnung ist, in dem aber eine

sich vom Verwaltungsgericht bescheinigen, daß er nicht gezwungen sei, zu einem bestimmten

Wirkung. 10000 Menschen versammelten sich am 25. Juni 1981 zu einer Demonstration, aus der sich

daß sich jedenfalls bislang die harte Linie, die Staatsanwaltschaft und Kammergericht den mit den

durchgesetzt hat. Ein Blick auf die Statistik, Stand Ende Juni 1981:
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45 Menschen haben seit Januar 1981 in der ersten Instanz unmittelbar wegen ihrer angeblichen
Beteiligung an den »Krawallen« vom Dezember 1980 bis heute vor Gericht gestanden und haben ihre

Landfriedensbruchs. Das Ergebnis - wobei nur die wichtigsten Gruppen genannt sind: bisher 28,9%

Richter hat offenbar etwas weiter gedacht. Jugendrichter F. verurteilte Robert V., der einen Steinwurf

vorzuschieben haben ...« Und so weiter.

Besonders, wenn es wie folgt noch weiter geht.

Richter F. wendet sich gegen die »insoweit nicht spezifizierte Ansicht des Vertreters der

Verteidigung der Rechtsordnung unabdingbar gefordert. Das Gegenteil ist indes der Fall, und insofern

tun.«

Das ist, soweit ersichtlich, der bislang einzige Versuch eines mit der Problematik befaßten Richters,

Stellungnahme gegen das Provozieren weiterer Unruhen. Die Staatsanwaltschaft hat sofort Berufung 
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eingelegt.

jedes relativ humanen Staatswesens vereinbar sein sollten. Wo die Richter sich mehr oder minder

Widerstand bei der Festnahme geleistet, und das von einem Richter, der nicht die geringste Ahnung

Richter von der Verwerflichkeit der Gewaltanwendung zur Durchsetzung politischer Ziele reden und

geworfen; sie sind auf dem Wege, es zu lernen, just in diesen Verhandlungen, in denen man es ihnen

daß es ihr Recht dort nicht gibt. Wenn sie den Saal verlassen, sind sie nicht beeindruckt, sie sind

freuen sich, wenn einer rausgekommen, davongekommen ist. Ihre Vorstellungen, ihr Feeling, ihr
Leben wird durch die Gerichte nicht in Frage gestellt. Die da oben, wir hier unten - das geht nie mehr
zusammen. 
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